
gabegesetz sei dies auch eini-
germaßen gelungen, sagt Ju-
dith Pühringer vom Verein ar-
beit plus. Österreich habe
nämlich dabei den Spielraum,
der öffentlichen Einrichtun-
gen bei Ausschreibungen zur
Verfügung stehe, genutzt. So
könnten etwa Unternehmen,
die Langzeitarbeitslosen eine
Chance gäben, bei der Verga-
be bevorzugt werden.

Spenden vor Gericht
Völlig schief gegangen ist da-
gegen die Neuregelung der
Spendenabsetzbarkeit für
Kulturvereine. „Jetzt dürfen
nur noch Spenden an Kultur-
vereine, die auch Bundesför-
derung bekommen, von der
Steuer abgesetzt werden. Das

schließtdenGroßteilallerVer-
eine in diesem Bereich aus“,
ärgert sich Gabriele Gerbasits,
Geschäftsführerin der IG Kul-
tur. Die Politik habe das ohne
Einbindung der Vereine be-
schlossen. Sie hätten daher
Beschwerde beim Verfas-
sungsgerichtshof eingelegt.

Solche Fälle sollen künftig
vermieden werden. „Wir wol-
len auf Augenhöhe mit der Po-
litik reden“, betont Fenninger.
Die Mitarbeiter der Vereine
hätten das größte Know-how,
das die Politiker auch nützen
sollten. „Dieses Land ist ohne
zivilgesellschaftliches Enga-
gement nicht denkbar“, sagt
Franz Neunteufel von den
„Gemeinnützigen Organisa-
tionen“. – IRMGARD KISCHKO

Mitsprache. 1700 heimische
gemeinnützige Vereine – von
Behindertenorganisationen
über Job-Hilfen für Langzeit-
arbeitslose, Pflege- und In-
tegrationsgruppen bis zu
Kultur-undUmweltorganisa-
tionen – haben sich zum
„Bündnis für Gemeinnützig-
keit“ zusammengeschlossen.

„Wir sehen uns als An-
sprechpartner für die Regie-
rung“, sagt Erich Fenninger,
Vize der Bundesarbeitsge-
meinschaft Freie Wohlfahrt.
Das Bündnis will die politi-
schen Wünsche und Forde-
rungen der Vereine kanalisie-
ren und bei Gesetzesvorhaben
der Regierung Gehör finden.
BeidernationalenUmsetzung
der EU-Vorschriften zum Ver-

NGOs schließen sich zusammen und wollen
in der Politik künftig mehr mitreden
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